
Verbändeanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 

 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Aus Sicht des Hauptverbandes der Holzindustrie und der Arbeitsgemeinschaft Rohholz gibt es keinen 

triftigen Grund jetzt ein Gesetz zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur vorzulegen. Die Wirtschaft 

in Deutschland befindet sich in einer tiefen Krise, es sollte jetzt Aufgabe der Politik sein, die 

bürokratischen und finanziellen Belastungen zu verringern. Bei aller grundsätzlichen Sympathie für 

den Umwelt- und Naturschutz ist eine Verschärfung des Naturschutzgesetzes, und nichts anderes ist 

das Gesetz zur Natürlichen Infrastruktur, ein falsches Signal zum falschen Zeitpunkt, das auch, anders 

als die Begründung suggeriert, keinen echten Bezug zum Koalitionsvertrag der Bundesregierung 

aufweist.  

 

 

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Die benannten neuen Flächenkulissen für eine Aufnahme in den Status eines überragenden 

öffentlichen Interesses nebst der formulierten Ausnahmen sind zunächst nur geeignet Unsicherheit 

zu schüren und den Status verschiedenster Infrastrukturmaßnahmen zu verzögern. Die Aufnahme 

von Wiedervernässungsmaßnahmen nach Absatz 2 ist geeignet für erhebliche Verwerfungen zu 

sorgen, wenn diese Maßnahmen zum Beispiel Auswirkungen auf die Grundstücke Dritter haben 

könnten und in diesem Zusammenhang rechtlich geprüft werden. 

 

 

 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Die neue Formulierung in Absatz 4 greift in die Autonomie der Bewirtschaftung vor allem von 

Wäldern im Besitz der öffentlichen Hand ein, indem die öffentliche Hand aufgefordert wird für den 

Naturschutz geeignete Grundflächen bereitzustellen. 

 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E 

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

 

(3b) Werden Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a durchgeführt, erhöht sich 

der biotopwertbezogene Kompensationsbedarf insoweit um 20 Prozent.“  



Die erhöhten Kompensationen stellen eine Verschlechterung der Umsetzung von Investitionen nach 

sich. Im Sinne der Entbürokratisierung und der Beschleunigung des Ausbaus der für Deutschland 

wichtigen Infrastruktur wirkt die Verschärfung kontraproduktiv aus und sollte deshalb unterbleiben. 

 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Die in der Begründung zitierte Passage des Koalitionsvertrages wird hier sehr eigenwillig ausgelegt. 

Dort heißt es „Wir erleichtern in einem Naturflächenbedarfsgesetz die Ausweisung von Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen und die Vernetzung von Ausgleichsmaßnahmen (Biotopverbund).“ Aus der 

beabsichtigten „Erleichterung“ eine pauschale Ausweitung des Verbundsnetzes von 10 auf 15 

Prozent der Fläche jedes Bundeslandes abzuleiten, noch dazu mit einem fixen Erfüllungsdatum zum 

31.12.2030, stellt schlicht eine deutliche Verschärfung des Naturschutzes dar. Die Länder werden 

direktem Druck ausgesetzt, zusätzliche Naturschutzflächen in nicht unerheblichem Ausmaß und mit 

kurzer Frist zur Verfügung stellen zu müssen. Was gedacht war als unbürokratische Erleichterung von 

Naturschutzmaßnahmen wird nun durch Ordnungsrecht umgemünzt. Da ein großer Teil der Flächen 

in Landesbesitz Waldflächen sind, ist zu erwarten, dass die Länder vor allem auf diese vorrangig 

werden zurückgreifen müssen, um die Auflagen des Gesetzes zu erfüllen.  

Definitionsgemäß nach § 21 Absatz 3 muss es sich bei den Vernetzungsflächen um Flächen mit dem 

Status von Nationalparken und Nationalen Naturmonumenten, Naturschutzgebieten, Natura 2000-

Gebieten und Biosphärenreservaten oder Teile dieser Gebiete, gesetzlich geschützten Biotopen im 

Sinne des § 30, weiteren Flächen und Elementen, einschließlich solcher des Nationalen Naturerbes, 

des Grünen Bandes sowie Teilen von Landschaftsschutzgebieten und Naturparken handeln. Diese 

zusätzlichen Schutzkategorien auf einem erheblichen Teil der Waldfläche eines Bundeslandes 

vermindern das Holzaufkommen deutlich, wenn sie eine Bewirtschaftung nicht sogar völlig 

ausschließen. 

Eine pauschale Ausweitung des Biotopverbundsnetzes ist aus dem Koalitionsvertrag nicht abzuleiten, 

wir plädieren deshalb für die Streichung der geplanten Änderungen des § 20. 

 

 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Mit dem neuen § 20a wird eine komplett neue Schutzkategorie im deutschen Naturschutz 

geschaffen. Absatz 2 a) und c) schaffen darüber hinaus neue unklare Kulissen mit demselben Status. 

Absatz 4 verpflichtet die Länder zu neuen Informationspflichten gegenüber dem Bund, auch was z.B. 

nach 20a 2 a) sämtliche Vorkommensgebiete seltener Arten angeht. Wir plädieren aufgrund der 

allgemeinen Rechtsunsicherheit für eine Streichung von Absatz 2 



 

 

 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Es wäre gut zu differenzieren, welche Typen von Vernetzungsflächen in der Ergänzung welchem 

Status unterliegen. Bleibt § 21 Absatz 3 in seiner jetzigen Form erhalten, der bei den möglichen 

Kulissen nicht zwischen Kern- und Verbindungsflächen unterscheidet, schränkt das die Kulissenwahl 

deutlich ein im Vergleich zum Absatz vier mit der Formulierung Verbindungsflächen seien 

„überwiegend“ durch Erklärung zu geschützten Teilen zu erklären. 

 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Neue naturschutzfachliche Verwaltungsvorschriften für Maßnahmen in Infrastrukturprojekten sind 

nicht geeignet die Wirtschaft im Sinne eines Abbaus von Bürokratie zu entlasten. Die Änderung von 

§54 sollte unterbleiben. 

 

 

 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

 

 

 

 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

 

 

 

 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 
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